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  Bericht des Generalsekretärs über die Mission der Vereinten Nationen in Bosnien 
und Herzegowina (S/2000/215)". 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat außerdem, den Beigeordneten Generalsekretär 
für Friedensoperationen gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Geschäftsordnung zur Teilnahme 
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Generalsekretärs und das Personal der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und 
Herzegowina, namentlich den Leiter und das Personal der Internationalen Polizeieinsatz-
truppe, an die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie an das 
Personal der anderen internationalen Organisationen und Stellen in Bosnien und Herzegowina 
für ihren Beitrag zur Durchführung des Friedensübereinkommens, 

 feststellend, dass die Staaten der Region bei der erfolgreichen Entwicklung des 
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 2. wiederholt, dass die Hauptverantwortung für die weitere erfolgreiche Durchfüh-
rung des Friedensübereinkommens bei den Behörden in Bosnien und Herzegowina selbst 
liegt und dass die künftige Bereitschaft der internationalen Gemeinschaft und wichtiger 
Geber, die politische, militärische und wirtschaftliche Last der Durchführungs- und Wieder-
aufbaubemühungen zu tragen, davon abhängen wird, inwieweit alle Behörden in Bosnien und 
Herzegowina das Friedensübereinkommen befolgen und an der Durchführung des Überein-
kommens sowie am Wiederaufbau der Zivilgesellschaft, insbesondere unter voller Zusam-
menarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Verantwortlichen für 
die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht, an der Stärkung gemeinsamer Institutionen und an der 
Erleichterung der Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebenen aktiv mitwirken; 

 3. erinnert die Parteien erneut daran, dass sie sich nach dem Friedensüberein-
kommen verpflichtet haben, mit allen Stellen, die an der Durchführung dieser Friedensrege-
lung beteiligt sind, wie in dem Friedensübereinkommen beschrieben, oder die anderweitig 
vom Sicherheitsrat ermächtigt worden sind, insbesondere dem Internationalen Strafgerichts-
hof für das ehemalige Jugoslawien bei der Wahrnehmung seiner Verantwortung für eine 
unparteiliche Rechtsprechung, voll zusammenzuarbeiten, und unterstreicht, dass die volle 
Zusammenarbeit der Staaten und Gebietseinheiten mit dem Gerichtshof unter anderem auch 
beinhaltet, dass sie alle Personen, gegen die der Gerichtshof Anklage erhoben hat, dem 
Gerichtshof überstellen und diesem Informationen verfügbar machen, um ihm bei seinen 
Ermittlungen behilflich zu sein; 

 4. unterstreicht seine volle Unterstützung dafür, dass der Hohe Beauftragte für die 
Durchführung des Friedensübereinkommens in Bosnien und Herzegowina seine Rolle bei der 
Überwachung der Durchführung des Friedensübereinkommens und der Anleitung und 
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 9. nimmt davon Kenntnis, dass die Parteien des Friedensübereinkommens die Wei-
terführung der multinationalen Stabilisierungstruppe gemäß der Erklärung der Ministertagung 
der Konferenz zur Umsetzung des Friedens am 16. Dezember 1998 in Madrid42 unterstützen; 

 10. ermächtigt die Mitgliedstaaten, die durch die in Anhang 1-A des Friedensüber-
einkommens genannte Organisation oder in Zusammenarbeit mit ihr tätig werden, die im 
Einklang mit seiner Resolution 1088 (1996) eingerichtete multinationale Stabilisierungs-
truppe für einen weiteren geplanten Zeitraum von zwölf Monaten unter gemeinsamer 
Führung und Kontrolle weiterzuführen, um die in Anhang 1-A und Anhang 2 des 
Friedensübereinkommens festgelegten Aufgaben wahrzunehmen, und bekundet seine 
Absicht, die Situation im Hinblick auf eine Verlängerung dieser Ermächtigung zu überprüfen, 
falls dies auf Grund der Entwicklungen bei der Durchführung des Friedensübereinkommens 
und der Situation in Bosnien und Herzegowina notwendig wird; 

 11. ermächtigt außerdem die nach Ziffer 10 tätig werdenden Mitgliedstaaten, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Umsetzung des Anhangs 1-A des Frie-
densübereinkommens zu gewährleisten und seine Einhaltung sicherzustellen, betont, dass die 
Parteien für die Einhaltung des Anhangs 1-A auch weiterhin zu gleichen Teilen verant-
wortlich gemacht werden und dass sie gleichermaßen den von der Stabilisierungstruppe 
gegebenenfalls ergriffenen Zwangsmaßnahmen zur Umsetzung des Anhangs 1-A und zum 
Schutz der Truppe unterliegen, und nimmt davon Kenntnis, dass die Parteien ihr Ein-
verständnis damit erklärt haben, dass die Truppe solche Maßnahmen ergreift; 

 12. ermächtigt die Mitgliedstaaten, auf Ersuchen der Stabilisierungstruppe alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Verteidigung der Truppe und zu ihrer Unterstützung bei der 
Durchführung ihres Auftrags zu ergreifen, und erkennt das Recht der Truppe an, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sich gegen einen Angriff oder die Androhung 
eines Angriffs zu verteidigen; 

 13. ermächtigt die nach Ziffer 10 tätig werdenden Mitgliedstaaten, im Einklang mit 
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 in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Rechtsgrundlage, 
auf der das der Internationalen Polizeieinsatztruppe in Resolution 1035 (1995) übertragene 
Mandat beruht, 

III 

 19. beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und 
Herzegowina, das die Internationale Polizeieinsatztruppe mit einschließt, um einen 
zusätzlichen, am 21. Juni 2001 endenden Zeitraum zu verlängern, und beschließt außerdem, 
dass die Einsatztruppe auch weiterhin mit der Wahrnehmung der in Anhang 11 des 
Friedensübereinkommens aufgeführten Aufgaben betraut bleibt, einschließlich der in den 
Schlussfolgerungen der Konferenzen von London43, Bonn44, Luxemburg45, Madrid42 und 
Brüssel38 genannten Aufgaben, denen die Behörden in Bosnien und Herzegowina zugestimmt 
haben; 

 20. ersucht den Generalsekretär, den Rat regelmäßig unterrichtet zu halten und 
mindestens alle sechs Monate über die Durchführung des Mandats der Mission als Ganzes 
Bericht zu erstatten; 

 21. wiederholt, dass die erfolgreiche Wahrnehmung der Aufgaben der Internationalen 
Polizeieinsatztruppe von der Qualität, der Erfahrung und der Qualifikation ihres Personals 
abhängt, und fordert die Mitgliedstaaten erneut nachdrücklich auf, mit Unterstützung des 
Generalsekretärs sicherzustellen, dass qualifiziertes Personal zur Verfügung steht; 

 22. erklärt erneut, dass die Parteien gehalten sind, mit der Internationalen Polizei-
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